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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts zu Tagesordnungspunkt 5 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 5 vor, ein 
neues Genehmigtes Kapital 2011 in Höhe von bis zu EUR 10.875.000 durch Ausgabe von bis zu 
Stück 4.350.000 neue auf Inhaber lautende nennbetragslose Stückaktien zum Mindestausgabekurs 
von 100% des anteiligen Betrages am Grundkapital gegen Bar- oder Sacheinlage zu schaffen. 

Die ZUMTOBEL AG (im folgenden auch „Gesellschaft“) muss im Interesse ihrer Aktionäre jederzeit in 
der Lage sein, in den sich wandelnden Märkten schnell und flexibel handeln zu können. Der Vorstand 
sieht es daher als seine Pflicht an, dafür zu sorgen, dass die Gesellschaft – unabhängig von konkre-
ten Ausnutzungsplänen – stets über die notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügt. Da 
Entscheidungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es 
wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptversammlungen ab-
hängig ist. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis 
Rechnung getragen. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen ausgeschlossen 
werden können. Damit wird es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermöglicht, Aktien 
der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um diese in geeigneten Einzelfällen im Zusammenhang mit 
Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen oder von Be-
teiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen, von Forderungen gegen die Gesellschaft oder 
anderen Wirtschaftsgütern einsetzen zu können. So kann sich in Verhandlungen durchaus die Not-
wendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien bereitstellen zu müssen. Die Mög-
lichkeit, Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung anbieten zu können, schafft damit einen Vorteil im 
Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spielraum, sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen Wirt-
schaftsgütern liquiditätsschonend nutzen zu können. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen 
Finanzierungsstruktur kann die Gewährung von Aktien sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst da-
durch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert 
der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht.  

Mit Zustimmung des Aufsichtsrats soll das Bezugsrecht der Aktionäre darüber hinaus ausgeschlossen 
werden können, wenn die neuen Aktien bei Barkapitalerhöhungen zu einem Betrag ausgegeben wer-
den, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung versetzt die Gesell-
schaft in die Lage, Marktchancen in ihren verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel zu nut-
zen und einen hierbei entstehenden Kapitalbedarf ggf. auch sehr kurzfristig zu decken, ohne in die-
sem Zusammenhang bestehende Bankkreditlinien in Anspruch nehmen zu müssen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts ermöglicht dabei nicht nur ein zeitnahes Agieren, sondern auch eine Platzierung 
der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis, also ohne den bei Bezugsrechtsemissionen zumeist er-
forderlichen Abschlag. Dies führt in der Regel zu höheren Emissionserlösen zum Wohl der Gesell-
schaft. Zusätzlich kann mit einer derartigen Platzierung die gezielte Gewinnung neuer institutioneller 
(auch strategischer) Aktionäre angestrebt werden. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vor-
stand den Abschlag so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherr-
schenden Marktbedingungen möglich ist.  
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Die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien werden insgesamt 10 % des Grundka-
pitals nicht überschreiten. Jeder Aktionär hat aufgrund des börsenkursnahen Ausgabekurses der 
neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung 
grundsätzlich die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu 
vergleichbaren Bedingungen über die Börse zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass die Ver-
mögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2011 
unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt werden, während der Gesellschaft im Inte-
resse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhö-
hung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird dies nur 
dann tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesell-
schaft und damit ihrer Aktionäre liegt.  

 

Dornbirn, im Juni 2011 

 

Der Vorstand der ZUMTOBEL AG 

e.h. 

 


